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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Verfassungsfragen

Die Staatsschutzkrise, aber auch die Diskussionen um die Annäherung an die
Europäische Gemeinschaft verliehen dem Prozess der Totalrevision neuen Aufwind.
Zuerst reichten die grüne, darauf die sozialdemokratische Fraktion und zuletzt die
Freisinnige Nabholz (ZH) Motionen  bezüglich einer materiellen Totalrevision der
Bundesverfassung ein. Die Motionen der GP und der SP (90.440) verlangen eine
Revision in demokratischer, ökologischer, föderalistischer und sozialer Hinsicht und
fordern Massnahmen, welche die Entwicklungen in Europa und die daraus
abzuleitenden Konsequenzen für die Schweiz mitberücksichtigen; eine derartige
Totalrevision würde nach Ansicht beider Parteien einen wesentlichen Schritt zur
Überwindung der gegenwärtigen Staatskrise bedeuten. In der Motion Nabholz (90.503)
geht es weniger um sachpolitische Ziele als um eine Verbesserung der
Innovationsfähigkeit des politischen Systems, wozu insbesondere eine Parlaments- und
Regierungsreform im Sinne der Vorschläge der Motion Rhinow (fdp, BL) (Mo. 90.435)
gehören würde. Die Motion Nabholz sowie jene der SP-Fraktion sehen einen
Verfassungsrat zur Ausarbeitung des Revisionsentwurfs vor; hierzu müsste in die
bestehende Verfassung zuerst ein entsprechender Artikel eingefügt werden. 1

MOTION
DATUM: 23.03.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nationale Identität

Die SP will 2015 dem sich zum 70sten Mal jährenden Ende des Zweiten Weltkriegs
gedenken. Eine Motion Jacqueline Fehr (sp, ZH) fordert den Bundesrat auf, Gedenk-
und Dankesfeiern zu koordinieren und zu unterstützen. Die Motionärin macht geltend,
dass erst durch die von den Alliierten erbrachten Opfer ein friedliches Europa möglich
geworden sei. Die Schweiz habe bis heute den Opfern nie offiziell gedacht. Der
Bundesrat empfahl die Motion zur Annahme; er begrüsse Gedenkfeiern. Die Regierung
verwies auf mögliche, durch den Europarat koordinierte Festakte, die sie zu
unterstützen gedenke. Die Mitwirkung bei anderen, noch nicht bekannten nationalen
oder internationalen Festakten sei zu prüfen. Die Motion wurde dann allerdings von
Mörgeli (svp, ZH) bekämpft, was ihre stillschweigende Annahme verhinderte und die
Debatte verschob. 2

MOTION
DATUM: 26.09.2014
MARC BÜHLMANN

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Der Nationalrat stimmte mit 77:44 einer Motion Hubmann (sp, ZH) zu, welche fordert,
dass in der Schweiz geborene und aufgewachsene ausländische Staatsangehörige auf
Gesuch hin automatisch das Bürgerrecht erhalten. Für andere seien die
Wohnsitzerfordernis von zwölf auf sechs Jahre zu reduzieren und die
Einbürgerungsgebühren auf tiefem Niveau zu harmonisieren. Zu weit ging dem
Nationalrat hingegen eine parlamentarische Initiative Zisyadis (pda, VD) für eine
einmalige Masseneinbürgerungsaktion. Er hatte verlangt, dass alle Ausländer, welche die
gesetzlichen Minimalbestimmungen für eine Einbürgerung (d.h. vor allem die minimale
Wohnsitzdauer von zwölf Jahren) erfüllen, auf Gesuch hin das Bürgerrecht ohne
weitere Formalitäten erhalten sollen. Der Vorschlag fand nur bei der Linken
Unterstützung und wurde vom Rat abgelehnt. 3

MOTION
DATUM: 14.06.2000
HANS HIRTER
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Stimm- und Wahlrecht

Zum zweiten Mal nach 1979 konnte sich das Volk zur Senkung des Stimm- und
Wahlrechtsalters auf 18 Jahre aussprechen. Die Kampagne verlief äusserst ruhig, da
einzig die EDU die Vorlage bekämpfte. Am 3. März stimmte das Volk der Senkung des
Wahlrechtsalters mit 981'422 zu 367'641 Stimmen zu; kein einziger Kanton lehnte diese
Verfassungsänderung ab. Am deutlichsten fiel das Ja in denjenigen Kantonen aus,
welche das Stimmrechtsalter 18 bereits seit längerer Zeit kennen.

Abstimmung vom 3. März 1991

Stimmrechtsalter 18
Beteiligung: 31,3%
Ja: 981'422 (72,7%) / Stände 20 6/2 
Nein: 367'641 (27,3%) / Stände 0

Parolen:
Ja: alle Parteien ausser EDU; SGB, CNG, LFSA
Nein: EDU 4

MOTION
DATUM: 04.03.1991
HANS HIRTER

Grundrechte

Mit relativ knappem Mehr lehnte der Nationalrat eine von der SP und der GP
unterstützte Motion Weder (ldu, BS) für den Schutz der Grundrechte künftiger
Generationen ab. Das Recht der in Zukunft lebenden Menschen auf ein
menschenwürdiges Leben in einer möglichst unversehrten Umwelt sollte nach Ansicht
des Motionärs in der Verfassung verankert werden. Bundesrat Koller (cvp) hatte sich
dagegen ausgesprochen, einen neuen Rechtsbegriff zu kreieren. Zudem verpflichte der
bestehende Verfassungsartikel über Umweltschutz die Behörden schon heute, die
langfristigen Auswirkungen der Politik auf Mensch und Natur in Rechnung zu stellen. 5

MOTION
DATUM: 26.11.1991
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Die Reform der Regierung wurde auch in einzelnen Policies versucht. So bildete die
Sondersession zur Gesundheitspolitik im April den Rahmen für einen Vorstoss der
sozialdemokratischen Fraktion für die Schaffung eines Staatssekretärs. Die Motion, die
eine Verbesserung der Steuerung des föderal stark zersplitterten Gesundheitswesens
durch einen Staatssekretär anvisierte, hatte jedoch weder beim Bundesrat noch beim
Nationalrat eine Chance. Darüber hinaus war auch die Idee eines
Bildungsdepartementes Gegenstand parlamentarischer Diskussion. Der Bundesrat
hatte diesbezüglich im Juni des Berichtsjahres eine Reorganisation der Departemente
beschlossen. Vorgesehen ist, dass ab 2013 das bis anhin dem EDI angehörende
Staatssekretariat für Bildung und Forschung sowie der Bereich der ETH gemeinsam mit
dem Bundesamt für Berufsbildung und Technologie im EVD angesiedelt werden. (Siehe
dazu auch die Interpellation Aubert (10.3056) und hier.) Mit der Neuorganisation wurde
auch das für Europafragen zuständige Integrationsbüro dem EDA und das Bundesamt
für Veterinärwesen dem EDI unterstellt (bisher EVD). Zudem versprach der Bundesrat,
die Kooperation zwischen den Bundesstellen zu fördern und systematisch zu
evaluieren. 6

MOTION
DATUM: 30.09.2011
MARC BÜHLMANN
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Volksrechte

Die Volksinitiative „für eine öffentliche Krankenkasse“ war Ursache von fünf
gleichlautenden Motionen, die alle Ende 2012 – vier im Nationalrat und eine im
Ständerat – von Gegnern des Volksanliegens eingereicht worden waren. Der Bundesrat
wurde darin aufgefordert, die Initiative zur Einheitskrankenkasse der Stimmbevölkerung
rasch und ohne Gegenvorschlag zur Abstimmung zu unterbreiten. Mit ein Grund für die
Einreichung der Vorstösse war die bestehende Regelung zur Frist bei der Behandlung
einer Volksinitiative, wonach der Bundesrat ein Jahr Zeit hat, um für eine Initiative eine
Botschaft zu entwerfen. Die Krankenkasseninitiative war Ende Mai 2012 eingereicht
worden. Weil die Regierung den Entwurf eines Gegenvorschlages plante, hätte sich die
Frist um ein halbes Jahr verlängert. Die Motionäre wiesen darauf hin, dass sowohl die
Initiative als auch ein Gegenvorschlag in den Räten keine Chance hätten und deshalb
der Umweg nicht gegangen werden müsse. Das Parlament sei entscheidungsreif und die
Stimmbevölkerung habe schon mehrfach ihr Desinteresse an einer
Einheitskrankenkasse gezeigt. In der Presse wurde hinter den bürgerlichen Begehren
allerdings auch Wahltaktik vermutet, würde die SP-Initiative doch mit verlängerter Frist
im Wahljahr zur Abstimmung gelangen. In der Diskussion im Ständerat, der die Motion
Schwaller (cvp, FR) zuerst behandelte, wurden nicht vorwiegend gesundheits-, sondern
staatspolitische Argumente vorgebracht. Die Motionen würden in den bewährten
Prozess eingreifen und gesetzlich geregelte Fristen aushebeln, was nicht nur ein
Unding, sondern auch ein Präzedenzfall wäre. Trotz dieser Bedenken hiess der
Ständerat den Vorstoss mit 27 zu 17 Stimmen gut. Zwei Tage später behandelte der
Nationalrat die vier Motionen de Courten (svp, BL) (12.4123), Humbel (cvp, AG) (12.4157),
Cassis (fdp, TI) (12.4164) und Lorenz Hess (bdp, BE) (12.4207) in globo. Die SP, welche die
Begehren ablehnte, warf den Motionären vor, ein Machtspiel zu spielen und dem neuen
Gesundheitsminister Berset (sp) die Flügel stutzen zu wollen. Allerdings würden die
Motionäre mit ihrem Vorgehen selber für eine Verzögerung sorgen, da der jeweilige
Zweitrat erst im Juni über die Motionen werde befinden können. Bundesrat Berset wies
auch in der grossen Kammer auf die bewährten Verfahrensregeln hin. Die Regierung
würde ihre Arbeit so rasch wie möglich erledigen, aber die für den Gegenvorschlag
Ende Februar gestartete Vernehmlassung nicht abbrechen. Mit 102 zu 71 Stimmen bei
zwei Enthaltungen wurden jedoch alle vier Motionen angenommen. Gegen die Begehren
stimmten die SP, die GP und die GLP. In der Sommersession überwies der Nationalrat
die Motion Schwaller mit 109 zu 65 Stimmen und der Ständerat nahm die vier
nationalrätlichen Vorstösse ebenfalls in globo an. Der Bundesrat verzichtete schliesslich
doch auf einen Gegenvorschlag und legte die Botschaft zur
Einheitskrankenkasseninitiative Ende September vor. Noch in der Wintersession
wurden die fünf Motionen deshalb abgeschrieben. 7

MOTION
DATUM: 09.12.2013
MARC BÜHLMANN

Föderativer Aufbau

Städte, Regionen, Gemeinden

Der Nationalrat überwies zwei sozialdemokratische Motionen (eine der Fraktion
(97.3662) und eine von Gysin, BS) in Postulatsform, welche eine Berücksichtigung der
Zentrumslasten der Städte bei der Konzeption des „Neuen Finanzausgleichs“
verlangen. Der Vorstoss Gysin war – auch als Postulat – von Schlüer (svp, ZH) bekämpft
worden, welcher befürchtete, dass damit die Grundlagen für neue Bundessubventionen
geschaffen würden. 8

MOTION
DATUM: 06.12.1999
HANS HIRTER

Wahlen
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Wahlen in kantonale Parlamente

Einmal mehr kritisierten die kleinen Parteien den Wahlmodus bei den Bündner
Kantonsratswahlen und verlangten die Einführung des Proporzwahlrechts. In den
letzten 54 Jahren ist dieses Begehren in Volks- oder Parlamentsabstimmungen
sechsmal verworfen worden. Unter anderem schlug die CSP ein differenziertes
Proporzverfahren gemäss dem Urner Modell vor, welches nur in Wahlkreisen mit mehr
als drei Grossratsmandaten das Proporzverfahren vorschreibt; dieses Modell würde also
die Landsgemeindetradition in den kleinsten Wahlkreisen erhalten. Die SP hat das
Anliegen aufgenommen und in Form einer Motion, welche unter anderem auch von
bürgerlichen Räten unterschrieben wurde, eingereicht. 9

MOTION
DATUM: 28.05.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Keine Mehrheit fand auch die umstrittene Motion der SP-Fraktion, welche den
automatischen Informationsaustausch mit der EU im Rahmen der europäischen
Zinsertragssteuerrichtlinie verlangte. Die sozialdemokratische Fraktion begründete ihr
Anliegen mit dem unter Druck geratenen Finanzplatz Schweiz. Nur eine konsequente
Weissgeldstrategie würde diesen langfristig stärken. In der Begründung des Vorstosses
nahmen die SP-Vertreter ein potenzielles Gegenargument vorweg, indem sie erklärten,
dass der automatische Informationsaustausch nicht zum ‚gläsernen Bürger‘ führen
werde, da ausschliesslich Auskünfte über die Identität des Kontoinhabers, der Bank und
den Zinsertrag weitergegeben würden. Die sozialdemokratische Partei führte als ein
weiteres Argument auf, dass die Schweiz durch einen solchen Vorschlag der EU in den
Verhandlungen Konzessionen im Bereich des Marktzugangs abverlangen könnte. Damit
konnte die SP den Nationalrat aber nicht überzeugen und der Vorstoss wurde mit 124 zu
60 Stimmen abgelehnt. 10

MOTION
DATUM: 09.06.2011
ANITA KÄPPELI

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Les Grandes lignes de la politique gouvernementale pour la législature1979–1983 font de
l'entrée de la Suisse à l'ONU une tâche prioritaire. Selon le calendrier établi par le
Conseil fédéral, la votation populaire aura lieu avant la fin de cette législature. Le PDC,
le PSS et l'UDC sont favorables à l'adhésion de la Suisse. Le PRD considère, en revanche,
qu'il faut encore peser soigneusement le pour et le contre. Il a donc proposé dans une
lettre au gouvernement d'engager une procédure de consultation à ce sujet. Cette
requête a été écartée par le Conseil fédéral et la plupart des partis politiques l'ont
qualifiée de manoeuvre dilatoire. Ce que les radicaux n'ont pu obtenir par leur lettre,
les libéraux ont tenté de l'arracher par une motion (Mo. 80.536). Celle-ci fut nettement
repoussée par le Conseil national et de justesse par la chambre des cantons (17 non
contre 15 oui). La majorité fut d'avis que les arguments pour et contre l'entrée de la
Suisse à l'ONU sont fort bien connus et qu'une procédure de consultation est donc
superflue. Cette décision du parlement a ouvert la voie à la préparation d'un message
du Conseil fédéral. Le Conseil d'etats Reymond a aussi posé une motion (Mo. 80.546)
sur ce sujet.

On s'est aperçu d'une concurrence possible pour l'entrée à l'ONU lorsque M.
McNamara, président de la Banque mondiale, a fait une visite en Suisse. On a alors
constaté, en effet, que l'Office fédéral des affaires économiques extérieures
considérait l'adhésion aux institutions de Bretton Woods (Banque mondiale et Fonds
monétaire international) comme plus urgente que l'entrée à l'ONU. Les partisans de
l'adhésion de notre pays à l'ONU ont protesté contre ce renversement des priorités.
C'est surtout le PSS qui estime que notre entrée à l'ONU tarde, mais qui met, en
revanche, un grand point d'interrogation quant à l'opportunité d'adhérer aux
institutions de Bretton Woods. Le Conseil fédéral a continué à s'en tenir à sa
déclaration selon laquelle le référendum sur l'entrée à l'ONU doit avoir lieu si possible
durant la présente législature. L'ONUDI, organisation spécialisée des Nations-Unies
pour l'industrialisation des pays en développement, compte la Suisse parmi ses
membres depuis 1980 (MCF 79.080); une collaboration existait déjà depuis 1968.
(c.f. aussi: La demande d'adhésion de la Suisse à l'ONUDI en 1979 et l'adhésion de la
Suisse à la Banque africaine de développement en 1980 (MCF 80.042)) 11

MOTION
DATUM: 10.12.1980
REGINA ESCHER
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Les groupes socialiste et indépendant-évangélique ainsi que la conseillère nationale Bär
(pe, BE) déposèrent, suite aux différents événements survenus en 1990, des textes
demandant au Conseil fédéral de présenter au parlement un message visant à une
adhésion de la Suisse à l'ONU. En ce qui concerne la motion Bär, l'exécutif souhaita sa
transformation en un postulat. Comme le député Ruf (ds, BE) combattit ces deux
alternatives, la discussion de cet objet fut renvoyée. 12

MOTION
DATUM: 26.11.1990
BRIGITTE CARETTI

Gute Dienste

Im September 2013 reichte die SP-Fraktion eine Motion mit dem Titel «Für eine von
Massenvernichtungswaffen freie Zone im Nahen und Mittleren Osten» ein. Diese
verlangte vom Bundesrat, darauf hinzuarbeiten, dass im Nahen und Mittleren Osten
eine von Atomwaffen und anderen Massenvernichtungswaffen freie Zone errichtet
werden kann. Der Bundesrat solle das amerikanisch-russische Abkommen zur
Vernichtung der syrischen Chemiewaffen vom 14. September 2013 zum Anlass nehmen,
den Einsatz von Massenvernichtungswaffen zu stigmatisieren und deren Besitz im
Nahen und Mittleren Osten verifizierbar zu verbieten. Er habe ja bereits in seiner
Antwort auf die Motion Markwalder (fdp, BE; Mo. 08.3359) kernwaffenfreie Zonen
befürwortet und sich für die Errichtung einer solchen im Nahen Osten ausgesprochen. 
Laut Stellungnahme des Bundesrats entspreche das Anliegen der SP einem
traditionellen Schwerpunkt der Schweizer Aussenpolitik, und zwar der Stärkung der
internationalen Sicherheit und Stabilität. Dazu gehöre auch die Unterstützung der
Anstrengungen der UNO, eine Konferenz zur Schaffung einer solchen Zone
vorzubereiten. Der Bundesrat beantragte deshalb die Annahme der Motion. 13

MOTION
DATUM: 13.12.2013
AMANDO AMMANN

In der Wintersession 2013 wurde die Motion «Für eine von Massenvernichtungswaffen
freie Zone im Nahen und Mittleren Osten» im Nationalrat von Roland Borer (svp, SO)
bekämpft, weshalb sie erst in der Herbstsession 2014 diskutiert werden konnte. 
Claudia Friedl (sp, SG) äusserte in ebendieser Herbstsession ihr Unverständnis
hinsichtlich der Bekämpfung durch Nationalrat Borer. Laut Friedl wären die Umstände
zum Zeitpunkt der Eingabe sehr günstig gewesen, um die Abrüstung im Nahen Osten
durch einen multilateralen Prozess in Gang zu setzen. Roland Borer begründete seine
Bekämpfung damit, dass es seiner Meinung nach keinen Sinn mache diese Forderung
permanent zu wiederholen, obwohl das Parlament dem Anliegen in vorhergehenden
Vorlagen bereits zugestimmt habe. Borer betonte, dass es an anderen Instanzen sei,
«endlich Remedur zu schaffen». Laut Bundesrat Burkhalter beteiligte sich die Schweiz
bereits an den Bemühungen zur Gewährleistung der internationalen Sicherheit in der
Region. So unterstütze man logistisch einen finnischen Vermittler vor Ort, der eine
Konferenz zur Einrichtung einer massenvernichtsungswaffenfreien Zone vorbereite.
Der Nationalrat nahm die Motion mit 128 zu 60 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) an. Die
Gegenstimmen stammten überwiegend vonseiten der SVP-Fraktion. 14

MOTION
DATUM: 15.09.2014
AMANDO AMMANN

Die Motion der SP-Fraktion «Für eine von Massenvernichtungswaffen freie Zone im
Nahen und Mittleren Osten» wurde in der Frühjahrssession 2015 im Ständerat
behandelt. Die SIK-SR hatte diese einstimmig zur Annahme empfohlen und ihr Sprecher
Roberto Zanetti (sp, SO) erklärte in der Ratsdebatte, dass man sich zwar keine Wunder
erhoffe, damit aber die Arbeit des Bundesrates unterstütze. Bundesrat Burkhalter
räumte ein, dass man das Anliegen der Motion im ersten Augenblick für naiv halten
könne, tatsächlich sei die Gefahr der nuklearen Proliferation in besagter Region aber
real, weshalb er derartige Bemühungen als absolut notwendig erachte. Der Ständerat
nahm die Motion stillschweigend an. 15

MOTION
DATUM: 03.03.2015
AMANDO AMMANN

Im Dezember 2020 wurde die Motion der SP-Fraktion im Rahmen der Besprechung des
Berichts des Bundesrats über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte im
Jahr 2019 abgeschrieben. Der Vorstoss hatte den Bundesrat damit beauftragt, sich für
eine massenvernichtungswaffenfreie Zone im Nahen und Mittleren Osten einzusetzen.
Die ursprünglich zu diesem Zweck unterstützte im Ausland angestellte Planung einer
Konferenz zur Schaffung einer solchen Zone war 2015 zum Stillstand gekommen. 2018
wurden zwar neue Bemühungen lanciert, um eine derartige Konferenz durchzuführen.
Die Schweiz hatte sich aber nur punktuell als Beobachterin engagiert. Laut Bericht hatte
die Schweiz dann aber die 2019 erstmals stattfindende Konferenz über ihren regulären
UNO-Beitrag mitfinanziert, womit der Vorstoss als erfüllt betrachtet wurde. Der

MOTION
DATUM: 09.12.2020
AMANDO AMMANN
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Bundesrat teilte beim Antrag zur Abschreibung zudem mit, dass er sich auch weiterhin
für eine solche Zone aussprechen und bei sich bietender Gelegenheit Unterstützung
leisten werde. 16

Entwicklungspolitik

Le Conseil des Etats s’est rallié à la décision d’octobre 2008 du Conseil national et a
adopté une motion du groupe socialiste. Celle-ci demande l’engagement du Conseil
fédéral auprès des institutions de Bretton Woods afin de renforcer l’aide au
développement agricole en mettant la priorité sur une exploitation durable du sol et de
l’eau et sur la sécurité alimentaire plutôt que sur la promotion des exportations. 17

MOTION
DATUM: 05.03.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Landesverteidigung

Ausrüstung und Beschaffung

Gut ein Jahr nach dem Nein zur Kampfjetbeschaffung an der Urne, legte die SiK-NR
eine Kommissionsmotion vor. Für die langfristige Sicherung des Luftraumes soll der
Bundesrat dem Parlament einen Masterplan Luftraumsicherung vorlegen. Dieser soll
überdies auch die Bereiche Luftverteidigung sowie die Luftwaffe im Allgemeinen
abdecken. Die Motion griff eine Reihe von Fragen auf, die schon geraume Zeit hängig
waren. Die Ablehnung der Beschaffung von 22 Gripen-Jets stellte die Luftwaffe vor
einige Herausforderungen. So sei zu klären, welches die Kostenfolgen der
Ausserdienststellung der Tiger F5 Jets sein werden, wie die Sicherheit in der Luft in den
kommenden Jahren gewährleistet werden soll, wie die gegenwärtig noch im Einsatz
stehenden F/A-18 weiterhin instand gehalten werden können und wann eine neue
Evaluationsrunde für den Kauf neuer Kampfflugzeuge in Angriff genommen werden soll.
Der Masterplan soll auch aufzeigen, wie eine künftige Flugzeugbeschaffung zu
finanzieren wäre, sowie Auskunft darüber geben, wie die Umsetzung des beschlossenen
24-Stunden-Betriebes vonstatten gehen soll. Bestehende Dokumente deckten zwar
bereits einen Teil der Forderungen ab, jedoch sei von "Unsicherheiten für die nächsten
20 bis 25 Jahre" die Rede. Mit dem geforderten Masterplan möchte die SiK grössere
Planungssicherheit erzielen. 
Der Bundesrat teilte im Grundsatz das Anliegen einer Sicherung und Verteidigung des
Luftraumes, verwies jedoch zugleich an das bereits bestehende Konzept und weitere
sich in Arbeit befindliche Papiere, wie beispielsweise auch den neuen Bericht über die
Sicherheitspolitik in der Schweiz (der zum Zeitpunkt der Behandlung der Motion
allerdings noch ausstehend war) oder die Weiterentwicklung der Armee WEA. Insofern
befürchtete der Bundesrat einen grossen Aufwand und Doppelspurigkeiten, wenn
weitere, in seinen Augen nicht nötige, Berichte und Konzepte vom Parlament in Auftrag
gegeben würden.
In der Plenardebatte zeigte Kommissionssprecherin Glanzmann (cvp, LU) die
Beweggründe der Kommission auf und betonte, dass es auch darum ginge, den
Bundesrat unterstützen zu können, wenn es dereinst um Budgetdebatten für neue
Kampfflugzeuge gehe. Mit ihren Ausführungen gelang es, eine Mehrheit von 110 Stimmen
für die Motion zu gewinnen, 64 Nationalrätinnen und -räte (Grüne, Sozialdemokraten
und glp-Angehörige) sprachen sich dagegen aus, 2 blieben unentschieden. Bundesrat
Maurers Entgegnungen konnten die Annahme der Motion und die daraus resultierenden
Arbeiten nicht abwenden. Er musste auf die Beratungen im Ständerat hoffen. 18

MOTION
DATUM: 22.09.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Zivildienst und Dienstverweigerung

Le Conseil national a adopté une motion Heiner Studer (pep, AG), qui demandait au
Conseil fédéral d’introduire la notion de «preuve par l’acte» dans la cadre de la loi
fédérale sur le service civil, et de renoncer ainsi, pour une économie d’environ CHF 6.6
millions par année, à la procédure d’admission au service civil, jugée trop coûteuse.
Soutenue par une large alliance composée du PS, des Verts, du Parti évangélique
populaire et d’une grande partie du PDC – de même que quatre réprésentants radicaux
et cinq UDC –, la motion a finalement été adoptée par 96 voix contre 77. 19

MOTION
DATUM: 15.12.2005
ELIE BURGOS

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Der Nationalrat behandelte mehrere im Zusammenhang mit dem
Beschäftigungsprogramm stehende persönliche Vorstösse. So wandelte er eine Motion
der sozialdemokratischen Fraktion in ein Postulat um, das den Bundesrat ersuchte, für
den Fall eines längerdauernden Konjunktureinbruchs schon jetzt zusätzliche
Arbeitsbeschaffungsprogramme vorzubereiten; bei der Erarbeitung solcher Programme
wäre nach Meinung der Motionäre darauf zu achten, dass sie auch langfristig sinnvoll
sind und dass sie gezielt besonders bedrohte Regionen und Branchen stützen. 20

MOTION
DATUM: 12.09.1983
REGINA ESCHER

Rechtzeitig vor den Wahlen präsentierte die SP ihre Forderung nach einem
Konjunkturankurbelungsprogramm in der Form eines Investitionsbonus von 500 Mio Fr.
für die von der Wirtschaftskrise besonders betroffenen französisch- und
italienischsprachigen Landesteile. Nach den Wahlen reichte die SP-Fraktion dann in
beiden Räten je eine Motion für einen neuen Investitionsbonus ein. Dieser soll zwar
nicht auf die West- und Südschweiz beschränkt sein, aber immerhin auf die
unterschiedlichen regionalen Verhältnisse mittels differenzierter Subventionssätze
Rücksicht nehmen. 21

MOTION
DATUM: 21.12.1995
HANS HIRTER

In der Herbstsession fand im Nationalrat eine Debatte über die Wirtschaftslage statt,
ausgelöst durch dringliche Interpellationen der SP und der Liberalen. Dabei kam auch
wieder die Forderung nach einem Investitionsbonus zur Sprache. Die SP hatte Ende
1995 in beiden Parlamentskammern identische Motionen für eine Neuauflage des
Investitionsbonus' (oder als Alternative Zinskostenbeiträge für öffentliche Investitionen)
zur Ankurbelung der Wirtschaft eingereicht. Gefördert würden dadurch kommunale
und kantonale Vorhaben namentlich in den Bereichen Energiesparen und
Agglomerationsverkehr. Dabei soll nach Ansicht der SP die Höhe des Subventionssatzes
von der Arbeitslosenrate und der Finanzkraft der Kantone abhängen. Der Bundesrat
lehnte diesen Bonus vorwiegend aus finanzpolitischen Gründen ab. Er hoffte aber auch,
dass die bereits getroffenen wettbewerbs- und arbeitsmarktpolitischen Massnahmen
(insbesondere Kartellrechtsrevision, Binnenmarktgesetz und ALV-Revision) eine
spürbare Besserung der wirtschaftlichen Lage bewirken würden. Im Nationalrat drang
er mit diesen Argumenten nicht durch. Eine aus der Linken und der CVP gebildete
Mehrheit verhalf der SP-Motion mit 80:59 Stimmen zur Annahme. Nach diesem
Entscheid lehnte der Nationalrat eine überflüssig gewordene Motion Jeanprêtre (sp, VD)
zugunsten eines Impulsprogramms für die von der Krise besonders betroffene
französischsprachige Schweiz und das Tessin ab. Der Ständerat, der im Frühjahr einen
entsprechenden, von Aeby (sp, FR) eingereichten Vorstoss abgelehnt hatte, wird sich
also 1997 noch einmal damit befassen müssen. Der Kanton Genf hatte im November mit
einer Standesinitiative ebenfalls eine Neuauflage des Investitionsbonus' verlangt. 22

MOTION
DATUM: 17.09.1996
HANS HIRTER

In der Märzsession gaben zwei Interpellationen der SP (03.3023) und der FDP (03.3029)
dem Nationalrat Gelegenheit zu einer grossen Debatte über Massnahmen zur
Ankurbelung der Wirtschaft. Die Voten standen schon stark unter dem Aspekt der
Kampagne für die Parlamentswahlen vom Herbst und bestätigten die grosse Differenz
zwischen den Konzepten der SP und der GP einerseits und der bürgerlichen Parteien
andererseits. Auffallend war freilich, dass sich die SVP, angeführt von Blocher (ZH),
nicht etwa auf die Linke einschoss, sondern auf die CVP und vor allem die FDP. Sie warf

MOTION
DATUM: 18.06.2003
HANS HIRTER
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ihnen vor, zwar die richtigen Strategien zu deklamieren (Deregulierung, Einschränkung
der Staatstätigkeit und Steuerabbau), aber nichts zu deren Realisierung beizutragen. In
Abweichung von seiner üblichen Praxis, Vorstösse, welche in den Kompetenzbereich
der Regierung eingreifen oder von dieser Berichte oder Abklärungen verlangen, in
Postulate oder Empfehlungen umzuwandeln, überwies der Ständerat Teile der im
Vorjahr vom Nationalrat überwiesenen Motion der FDP-Fraktion für eine Politik der
Förderung des Wirtschaftswachstums durch die Regierung. Eine Empfehlung von
Brunner (sp, GE; 03.3065), aus konjunkturpolitischen Gründen mehr Mittel der
Kommission für Technologie und Innovation (KTI) für die direkte Unterstützung von
neugegründeten Unternehmen einzusetzen, wurde vom Bundesrat vor allem aus
ordnungspolitischen Gründen bekämpft und vom Ständerat deutlich abgelehnt. 23

Auf Antrag des Bundesrates und gegen den Widerstand der SP und der GP lehnte der
Nationalrat in der Wintersession eine Motion der SP-Fraktion (08.3573) für ein
energiepolitisches Investitionsprogramm sowie eine Motion Schelbert (gp, LU; 08.3672)
ebenfalls für zusätzliche Bundesinvestitionen im Energiebereich und für vorgezogene
Beschaffungen des Bundes ab. Er tat dies vor allem weil die Regierung bereits eigene,
allerdings bescheidenere Konjunkturstützungsmassnahmen beschlossen hatte.
Zustimmung im Nationalrat fand hingegen eine Motion Chevrier (cvp, VS) für zusätzliche
Subventionen für die energietechnische Modernisierung von Gebäuden. 24

MOTION
DATUM: 08.12.2008
HANS HIRTER

Strukturpolitik

Nicht wenige KMU hatten in den Jahren der Rezession unter ernsthaften Problemen bei
der Kreditbeschaffung gelitten. Als Gegenmassnahme schlug die SP-Fraktion mit einer
Motion vor, eine staatliche Bank für KMU zu schaffen. Der Bundesrat teilte zwar die
Lageeinschätzung, dass die im Rahmen der Internationalisierung erfolgte
Neuorientierung der Geschäftspolitik der Grossbanken die Position der KMU auf dem
Kreditmarkt erschwert hat. Die Gründung einer Bundesbank lehnte er aber aus
ordnungspolitischen Gründen ab. Es sei nicht Sache des Staates, über die
Kreditwürdigkeit von privaten Unternehmen und ihrer Projekte zu urteilen und die
daraus entstehenden Risiken zu tragen. Der Nationalrat folgte dieser Argumentation
und war auch nicht bereit, den Vorstoss wenigstens in Postulatsform zu überweisen. 25

MOTION
DATUM: 16.06.1999
HANS HIRTER

Geld, Währung und Kredit

Geld, Währung und Kredit

Die Motion Leutenegger Oberholzer (sp, BL), welche für systemrelevante Banken eine
Eigenkapitalquote von mindestens 10 Prozent der nichtrisikogewichteten Aktiven
forderte, war in der Herbstsession 2015 Verhandlungsgegenstand im Nationalrat. Die
Beratung erfolgte zusammen mit zwei weiteren Motionen der SP- (Mo. 13.3743) und der
SVP-Fraktion (Mo. 13.3740), welche beide mit den Forderungen nach einem
Trennbankensystem ebenfalls die «Too-big-to-fail»-Problematik tangierten.
Leutenegger-Oberholzer stützte sich auf internationale wissenschaftliche Literatur und
erachtete sowohl die gegenwärtige Eigenkapitalquote von 3.2 Prozent als auch die von
der SVP bevorzugte Quote von 6 Prozent als ungenügend. Obschon die Motionärin
hervorhob, dass sie eine ungewichtete Kapitalquote von 10 Prozent der Aktiven
weiterhin als notwendig und erstrebenswert erachte, zog sie die Motion mit der
Begründung zurück, dass sie durch diesen taktischen Rückzug negative Signale  in
dieser Debatte durch einen ablehnenden Entscheid verhindern wolle. 26

MOTION
DATUM: 24.09.2015
CATALINA SCHMID
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Makroprudenzielle Regulierung

In der Herbstsession war die „Too big to fail”-Problematik auch
Verhandlungsgegenstand im Nationalrat. Drei bereits im Jahr 2013 eingereichte
Motionen nahmen sich des Themas an. Ins gleiche Horn wie eine von der SVP-Fraktion
eingereichte Motion stiess auch die SP mit ihren zwei Motionen, die zum einen
ebenfalls ein Trennbankensystem und zum anderen eine Erhöhung der Leverage Ratio
auf 10% (Mo. 13.3744) verlangten. Der Bundesrat hatte sich gegenüber diesen
Vorstössen in seiner Stellungnahme ablehnend gezeigt und sie dem Parlament zur
Ablehnung empfohlen. Er hatte dabei auf die 2011 ergriffenen Massnahmen verwiesen,
die den Banken verschärfte Anforderungen im Bereich Eigenmittel und
Organisationsstruktur auferlegt hatten. Im Zuge dieser Debatte sei auch über die
Einführung eines Trennbankensystems diskutiert, aufgrund mangelnder Zielführung
jedoch nicht umgesetzt worden. Zudem hatte die Regierung dafür plädiert, den im
Frühling 2015 erscheinenden Evaluationsbericht zur „Too big to fail“-Vorlage
abzuwarten und auf ein vorschnelles Vorgehen zu verzichten.
Die Sozialdemokraten erachteten zwar eine ungewichtete Kapitalquote von 10% der
Aktiven weiterhin als langfristig erstrebenswert, insbesondere mit Blick auf den
unterdessen erschienenen Evaluationsbericht, der die bisher getroffenen Massnahmen
als nicht ausreichend taxierte. „Weil ich keine negativen Signale durch einen negativen
Entscheid von heute haben will“ (Leutenegger Oberholzer, (BL)) zog die Sprecherin der
SP-Fraktion die Motion, mit welcher sie eine solche Leverage Ratio gefordert hatte, aus
taktischen Gründen zurück. Somit kam nur noch das ein Trennbankensystem fordernde
Geschäft zur Abstimmung. Eine unheilige Allianz, bestehend aus dem linksgrünen Lager
und der SVP, verhalf diesem Geschäft gegen den Willen der Mitte und des Bundesrats
mit 93 zu 65 Stimmen zum Durchbruch. 27

MOTION
DATUM: 24.09.2015
NICO DÜRRENMATT

Im Ständerat erfolgte die Beratung einer Motion der SP-Fraktion, die die Schaffung
eines Trennbankensystems forderte, zeitgleich mit einem Vorstoss der SVP-Fraktion,
der das gleiche Anliegen zum Inhalt hatte. Wie Ständerat Schmid (fdp, GR), Sprecher der
zuständigen WAK-SR, zu Beginn der Debatte erläuterte, erachtete die Kommission den
eingeschlagenen Weg zur Bekämpfung des „too-big-to-fail"-Problems, der auf höhere
Eigenkapitalquoten, strengere Liquiditätsvorschriften und auf durch die Banken zu
erstellende Notfallpläne setzte, jedoch auf harte organisatorische Massnahmen wie
beispielsweise ein Verbot gewisser Geschäftsfelder verzichtete, als richtig. Die
Schaffung eines Trennbankensystems würde dieser Vorgehensweise jedoch
zuwiderlaufen, weshalb die Kommission den Vorstoss zur Ablehnung empfahl.
Betreffend der Forderung nach einer Leverage Ratio von 6% rief der
Kommissionssprecher in Erinnerung, dass diese im Rahmen der neuen „too-big-to-
fail"-Gesetzgebung bereits weitgehend umgesetzt sei. Sogar Ständerat Levrat (sp, FR),
von dessen eigener Fraktion eine der zur Debatte stehenden Motionen eingereicht
worden war, gestand ein, dass die Forderung nach einem Trennbankensystem nicht
mehr zeitgemäss sei und keinen Beitrag zur Lösung des „too-big-to-fail"-Problems
leisten könne. Einzig Ständerat Minder (parteilos, SH) versuchte, seine Kollegen von der
Notwendigkeit der vorliegenden Motionen zu überzeugen, indem er diverse Skandale
und Verfehlungen aufzählte, in die sich UBS und CS in den letzten Jahren verstrickt
hatten, und die gemäss Minder aufzeigten, dass diese Grossbanken zu gross seien, „um
seriös überwacht und kontrolliert zu sein". Die kleine Kammer liess sich von dieser
Argumentation jedoch nicht überzeugen, folgte dem Bundesrat und ihrer
vorberatenden Kommission und sprach sich mit 28 zu 6 Stimmen bei 7 Enthaltungen
dafür aus, die beiden Motionen abzulehnen. 28

MOTION
DATUM: 13.06.2016
NICO DÜRRENMATT
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Nationalbank

L'article 99 de la Constitution précise que la Banque nationale suisse (BNS) doit mener
une politique monétaire qui sert les intérêts généraux du pays. Cette volonté se décline
essentiellement en deux objectifs définis par la loi sur la banque nationale suisse (LBN):
garantir la stabilité des prix, stabiliser la conjoncture et donc indirectement le niveau
d'emploi. Le groupe socialiste s'est appuyé sur ces deux objectifs pour déposer une
motion qui remet en question la politique monétaire de la BNS en 2015. Pour être
précis, la motion demandait au Conseil fédéral de vérifier que la BNS remplissent ses
objectifs définis par la LBN. Pour appuyer son argumentation, le groupe socialiste a mis
en évidence la situation économique helvétique. Tout d'abord, il a mentionné la
volatilité de l'inflation. Puis, il a rappelé que le chômage était en hausse. Il a finalement
souligné que les secteurs du tourisme et de l'industrie souffraient du franc fort. Il
estime donc que les mesures de la BNS sont insuffisantes. Un tel immobilisme nuirait au
développement économique helvétique. 
De son côté, le Conseil fédéral a rappelé l'indépendance indispensable de la BNS. En
outre, il a précisé que la situation économique actuelle sortait de l'ordinaire ce qui
réduisait fortement la marge de manœuvre de la BNS. Étant donné les taux d'intérêt
très bas et l'inflation presque nulle, la boîte à outils de la politique monétaire se trouve
fortement amincie. Il a proposé de rejeter la motion. La chambre du peuple a rejeté la
motion par 137 voix contre 50 et 2 abstentions. Seul les voix des Verts sont venues
soutenir le groupe socialiste. 29

MOTION
DATUM: 04.05.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Internationale Finanzinstitutionen

Der Nationalrat überwies diskussionslos eine Motion der SP-Fraktion, die vom
Bundesrat verlangt, sich im IWF, der Weltbank und den regionalen Entwicklungsbanken
dafür einzusetzen, dass prioritär eine auf die lokale Ernährungssicherheit zielende
Landwirtschaftspolitik gefördert wird und nicht eine an Exportchancen ausgerichtete.
Eine Motion Maury Pasquier (sp, GE), welche forderte, dass der Bundesrat vor den
Konferenzen dieser und ähnlicher internationaler Organisationen vorgängig das
Parlament über seine vorgesehenen Stellungnahmen informiert und konsultiert, fand
hingegen im Ständerat keine Mehrheit. 30

MOTION
DATUM: 03.10.2008
HANS HIRTER

Der Ständerat stimmte der im Vorjahr von der grossen Kammer überwiesenen Motion
der SP-Fraktion für die Förderung einer prioritär auf die lokale Ernährungssicherheit
zielende Landwirtschaftspolitik der internationalen Währungsorganisationen und
Entwicklungsbanken ebenfalls zu. 31

MOTION
DATUM: 05.03.2009
HANS HIRTER

Banken

Ihren Schatten voraus warfen im Berichtsjahr 2014 zwei Motionen aus den Reihen der
SP und der SVP. Beide forderten, die Eigenkapitalanforderungen für systemrelevante
Banken zu erhöhen. Konkret schwebte den Genossen eine ungewichtete
Eigenkapitalquote von mindestens 10 Prozent vor, während die Motion der SVP-Fraktion
eine Höhe von 6 Prozent für systemrelevante Institute vorschlug. Beide Geschäfte
wurden, obwohl sie bis zum Jahresende 2014 nicht in den Räten behandelt wurden,
verschiedentlich von den Medien aufgegriffen, im Speziellen im Zusammenhang mit der
Publikation des Expertenberichts der Gruppe „Brunetti II“ zur Finanzmarktstrategie
(siehe unten, Finanzplatz und Bankgeheimnis). 32

MOTION
DATUM: 06.12.2014
FABIO CANETG
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Landwirtschaft

Agrarprodukte

Le Conseil national a adopté, suivant par là l’avis du Conseil fédéral, une motion du
Groupe socialiste, qui demandait au gouvernement de trouver des solutions novatrices
n’impliquant aucun recours au génie génétique dans l’agriculture, de veiller à ce que
des travaux de recherche traitant le problème de manière aussi complète que possible
soient entrepris et que des propositions soient dès lors présentées au parlement. Le
Conseil des Etats a toutefois rejeté cette motion en fin d’année, par 24 voix contre 12 et
sur avis de sa commission de la science, de l’éducation et de la culture (CSEC-CE), qui
jugeait que la liberté de recherche s’en trouverait entravée. 33

MOTION
DATUM: 21.09.2006
ELIE BURGOS

Une autre motion du Groupe socialiste, a quant à elle été adoptée par les deux
chambres. Cette motion requérait du Conseil fédéral qu’il veille à ce que le programme
national de recherche sur l’utilité et les risques du génie génétique dans l’agriculture
traite le problème de manière aussi complète que possible. Il chargeait en outre le
Conseil fédéral de prévoir des formes de discussion adéquates, afin que les résultats
des travaux de recherche puissent être débattus non seulement par les milieux
scientifiques, mais aussi par un large public. 34

MOTION
DATUM: 25.09.2006
ELIE BURGOS

Une troisième motion du Groupe socialiste relative aux risques du génie génétique a
également été acceptée par les chambres. La motion demandait au Conseil fédéral de
veiller à ce que les risques sanitaires potentiels liés aux plantes et aux aliments
génétiquement modifiés fassent l’objet de recherches, et d’encourager le
développement de procédés et de techniques relevant de la biologie moléculaire. 35

MOTION
DATUM: 25.09.2006
ELIE BURGOS

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Eine Motion der SP-Fraktion (Mo. 97.3663), welche die Besteuerung von natürlichen
und juristischen Personen vom Wohnsitz in den Kanton des Arbeitsorts verlagern
wollte, wurde vom Nationalrat auch als Postulat mit 75 zu 51 Stimmen abgelehnt. Die SP
wies in ihrer Begründung darauf hin, dass die Zentrumslasten zentraler Orte durch
diese Verlagerung ausgeglichen werden könnten. Eine angemessene Rückerstattung an
den Wohnsitzkanton wurde dabei in Aussicht gestellt. Ruey (lp, VD) und Bundesrat
Villiger waren jedoch der Meinung, dass das Problem der Zentrumslasten nicht durch
eine Verlagerung der Besteuerung sondern durch den Finanzausgleich angegangen
werden sollte. Diese Thematik war im Berichtsjahr vor allem in der Westschweiz aktuell
geworden. Das Bundesgericht hatte im Oktober dem Kanton Genf untersagt, bei
Pendlern aus der Waadt Steuern einzufordern. Der Kanton Genf hatte im November
1998 einzelnen gut verdienenden Pendlern schriftlich eine Steuerpflicht in Aussicht
gestellt, nachdem der Kanton Waadt es mehrmals abgelehnt hatte, sich an den
Zentrumslasten des Stadtkantons Genf zu beteiligen. Das Bundesgericht verwies in
seinem Urteil auf das Verbot einer Doppelbesteuerung.
Zur Besteuerung von Wohneigentum siehe unten, Teil I, 6c (Wohnungsbau und
-eigentum). 36

MOTION
DATUM: 16.12.1999
DANIEL BRÄNDLI

Obschon Bundesrat Merz das Parlament um einen klaren Richtungsentscheid in der
Frage der Familienbesteuerung und eines allfälligen Wechsels hin zur
Individualbesteuerung gebeten hatte, überwiesen die Räte bis im Herbst mehrere sich
teilweise widersprechende Motionen: Während die FDP-Fraktion die Einführung der
Individualbesteuerung verlangte, forderten die Christlichdemokraten eine
Gleichstellung der Ehepaare unabhängig vom System (Mo. 04.3380). Donzé (evp, BE)
(Mo. 04.3263) schlug zur Aufhebung der Diskriminierung von Ehepaaren gegenüber
Konkubinatspaaren die Prüfung eines Vollsplittings und die Einführung eines
Kinderabzuges vom Steuerbetrag vor. Ein Begehren der SP (Mo. 03.3616), welches pro
Kind ebenfalls einen Abzug nicht vom steuerbaren Einkommen, sondern vom
Steuerbetrag sowie die Einführung der Individualbesteuerung ohne Zwischenstufe des
Splittings vorsah, wurde vom Nationalrat hingegen abgelehnt, ebenso wie die in der
CVP-Motion enthaltene Forderung nach einer Entlastung der Familien. Auf Zustimmung

MOTION
DATUM: 28.09.2005
MAGDALENA BERNATH
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stiess jedoch eine Motion Meier-Schatz (cvp, SG) (Mo. 04.3632), welche den Kantonen
die Wiedereinführung des vor wenigen Jahren gestrichenen Ausbildungsabzugs
ermöglicht. Der Ständerat überwies einen Vorstoss seiner WAK (Mo. 05.3464), welcher
Sofortmassnahmen zur Reduktion der Diskriminierung bei der Ehegattenbesteuerung
verlangt. Gemäss Kommissionssprecher Wicki (cvp, LU) verschliesse sich die
Finanzdirektorenkonferenz der Diskussion um den Systemwechsel nicht, doch hege sie
aufgrund der befürchteten Steuerausfälle Vorbehalte gegenüber der
Individualbesteuerung. Zudem brauche der Systemwechsel Zeit; die Kantone rechneten
für die nötige Gesetzesänderung und die Umsetzung der Verwaltungspraxis mit einer
Frist von bis zu zehn Jahren. 37

Das Bundesgerichtsurteil über den degressiven Steuersatz des Kantons Obwalden
führte im Nationalrat zur Einreichung von zahlreichen Interpellationen und Motionen
zur Thematik des Steuerwettbewerbes. Während die FDP-Fraktion den
Steuerföderalismus und den Steuerwettbewerb fördern wollte und vom Bundesrat
verlangte, diesen auch in der Aussenpolitik offensiv zu vertreten, setzte sich die
sozialdemokratische Fraktion dafür ein, dass der aus ihrer Sicht zunehmend aggressive
und schädliche Steuerwettbewerb auf ein sozial verträgliches Ausmass eingedämmt
wird.Dabei waren die Anliegen der ersteren erfolgreicher und wurden im Gegensatz zu
der Motion der SP (Mo. 07.3107) angenommen. Auch die Kantone hatten sich zu diesem
Thema beraten und wollen mit einer Kontrollkommission für einen fairen
Steuerwettbewerb sorgen. Für zusätzliche Aufregung in diesem Bereich sorgte die EU-
Kommission, welche ihre Drohung wahrmachte und von der Schweiz die Abschaffung
bestimmter kantonaler Steuerpraktiken verlangte. Dies, weil aus Sicht der EU eine
Vielzahl von Schweizer Kantonen über Steuergesetze verfügen, die nicht mit der
ordnungsgemässen Anwendung des 1972 zwischen der EU und der Schweiz
abgeschlossenen Freihandelsabkommens vereinbar sind. 38

MOTION
DATUM: 01.10.2007
LINDA ROHRER

Wie bereits 2006 bei den Abstimmungen bezüglich des Bundesgesetzes über die
Besteuerung von Mitarbeiterbeteiligungen, blieb die sozialdemokratische Fraktion
auch mit einer Motion zur Aufhebung der von ihr als ungerecht bezeichneten Praxis bei
der Besteuerung von Mitarbeiterbeteiligungen erfolglos. Diese wollte den Bundesrat
beauftragen, Massnahmen einzuleiten, welche sicherstellen, dass bei der Besteuerung
von Aktien und Optionen für Mitarbeiter die steuerrechtlichen Grundsätze der
Besteuerung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Reinvermögenszuwachses und
der Gleichmässigkeit der Besteuerung eingehalten werden. Sicherzustellen sei
insbesondere, dass alle Einkünfte aus Arbeitsverhältnissen gleichermassen besteuert
werden.Der Nationalrat lehnte die Motion gemäss Empfehlung des Bundesrates ab. 39

MOTION
DATUM: 01.10.2007
LINDA ROHRER

Betreffend die Benachteiligung des international tätigen Schweizer Flugpersonals
behandelten die beiden Räte eine Motion Lombardi (cvp, TI) und ein Postulat Kaufmann
(svp, ZH) (Po. 06.3570). Das Postulat wollte, dass Wege aufgezeigt werden, wie die
Benachteiligungen des in der Schweiz wohnhaften und in Deutschland arbeitenden
Flugpersonals infolge des deutschen Steueränderungsgesetzes ab 1. Januar 2007
gemildert oder kompensiert werden können. Die Motion verlangte vom Bundesrat, eine
Änderung des Doppelbesteuerungsabkommens mit Deutschland zu verhandeln und
abzuschliessen, welche eine gerechte Besteuerung für Schweizer Flugpersonal bei
deutschen Flugunternehmen sicherstellt. Das Postulat wurde im Nationalrat und die
Motion von beiden Räten angenommen. Ausserdem nahm der Nationalrat ein Postulat
der sozialdemokratischen Fraktion (Po. 07.3061) an, welches den Bundesrat
aufforderte, zu prüfen, wie der internationale Flugverkehr angemessen besteuert
werden kann. 40

MOTION
DATUM: 05.10.2007
LINDA ROHRER
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Indirekte Steuern

Eine Motion der SP setzte sich dafür ein, dass die Reform der Mehrwertsteuer
sozialverträglich ausgestaltet wird. Die Entlastung von Unternehmen und Verwaltung
solle nicht von Haushalten mit tiefen und mittleren Einkommen finanziert werden.
Dieser Meinung waren auch der Bundesrat und der Nationalrat, welche die Motion
annahmen. 41

MOTION
DATUM: 23.03.2007
LINDA ROHRER

Der Ständerat hiess in der Frühjahrssession eine bereits im Oktober 2005 eingereichte
und im Jahre 2007 durch den Nationalrat angenommene Motion der
sozialdemokratischen Fraktion gut. Der Bundesrat wurde damit beauftragt, die Reform
der Mehrwertsteuer sozialverträglich auszugestalten. 42

MOTION
DATUM: 14.03.2011
LAURENT BERNHARD

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Alternativenergien

Le Conseil national a adopté, par 78 voix contre 76, une motion du groupe socialiste
chargeant le Conseil fédéral de modifier les dispositions d’exécution de la loi sur
l’imposition des huiles minérales de sorte à éliminer toute aide aux agrocarburants
concurrençant la production de denrées alimentaires ou produits en violation de
normes environnementales et sociales strictes. La motion oblige en outre le
gouvernement à prendre toutes les initiatives utiles, au niveau international, pour
l’interdiction de tels agrocarburants et pour la création de labels internationaux
garantissant une production respectueuse de normes environnementales et sociales
contraignantes. 43

MOTION
DATUM: 11.06.2009
NICOLAS FREYMOND

Au contraire du Conseil national l’année précédente, le Conseil des Etats a rejeté la
motion du groupe socialiste visant à éliminer toute aide aux agrocarburants
concurrençant la production de denrées alimentaires, lui préférant un postulat de sa
CEATE chargeant le Conseil fédéral de poursuivre ses efforts au niveau international
afin de développer et faire appliquer aux biocarburants les critères du développement
durable, ainsi que de promouvoir les normes et labels correspondants. Bien que
partageant l’objectif de la motion, la commission a estimé qu’elle ne constituait pas
l’instrument approprié, la Confédération ne pouvant pas agir directement dans les pays
produisant des biocarburants. 44

MOTION
DATUM: 02.06.2010
NICOLAS FREYMOND

Im Dezember 2020 kamen gleich sechs SP-Motionen im Bereich der Fotovoltaik zur
Abschreibung, da sie nicht innert der Zweijahresfrist vom Parlament behandelt wurden.
Eine Motion Jans (sp, BS; Mo. 18.4297) forderte, dass der Bundesrat das Potenzial der
Fotovoltaik in der Schweiz genauer identifiziert, Daten öffentlich zugänglich macht und
Möglichkeiten prüft, wie die sich in öffentlicher Hand befindenden Flächen zur
Verwendung von Sonnenenergie nutzbar gemacht werden könnten. Den Ausbau der
Fotovoltaik vorantreiben wollte auch Mathias Reynard (sp, VS), der in seiner Motion
(18.4272) eine Beschleunigung und Priorisierung der Auszahlung von einmaligen
Investitionsbeiträgen gegenüber anderen Techniken (wie bspw. Wasserkraft) forderte.
Vor allem mit grossen Fotovoltaikanlagen könnten verglichen mit anderen
Stromproduktionstechniken der günstigste Strom geliefert und die Mittel des
Netzzuschlagsfonds am effizientesten genutzt werden, begründete der Walliser seine
Motion. Beschleunigen wollte dieses Verfahren auch Claudia Friedl (sp, SG; Mo.
18.4245), die für die Auszahlung der Investitionsbeiträge bei Fotovoltaik-Kleinanlagen
die Einführung einer maximalen Wartefrist von drei Monaten verlangte. Nicht
beschleunigen, aber erhöhen sollte der Bundesrat zudem die Auszahlung der
einmaligen Investitionsbeiträge für fassadenintegrierte (vertikale) Fotovoltaikanlagen.
Motionärin Jaqueline Badran (sp, ZH; Mo. 18.4218) wollte damit sicherstellen, dass
solche Anlagen, die aufgrund ihrer vertikalen Ausrichtung vor allem im Winter
erneuerbaren Strom liefern und damit zu einer Entschärfung des Stromengpasses in
den kalten Monaten beitragen, auch aus ökonomischer Sicht rentabel betrieben werden
können. Eine Entschärfung des Problems der Winterstromknappheit wollte auch Silva
Semadeni (sp, GR; Mo. 18.4215) erreichen, indem die finanziellen Aspekte für

MOTION
DATUM: 18.12.2020
MARCO ACKERMANN
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Netzanschlüsse von Fotovoltaikanlagen in peripheren Lagen, beispielsweise an
sonnenreichen vertikalen Stellen entlang von Bahnlinien oder Strassen, neu geregelt
werden, damit diese aus ökonomischer Sicht realisiert werden können. Den Vorteil von
vertikaler Fotovoltaik in den Wintermonaten strich zuletzt auch Mathias Reynard
heraus, der sich mit einer weiteren Motion (18.4271) eine Honorierung für solche
Anlagen wünschte, die dem winterlichen Versorgungsengpass entgegensteuern. Der
Bundesrat hatte in seinen Stellungnahmen sämtliche sechs Motionen zur Ablehnung
empfohlen, zumal er die geltenden Regelungen und laufenden Arbeiten als ausreichend
eingestuft hatte. 45

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Erfolg war einer Motion der FDP-Fraktion beschieden, welche unter dem nämlichen
Titel der Entkoppelung von Miet- und Hypothekarzins die Einführung der Marktmiete
erstrebt. Dabei sollten die durch die Kostenmiete bestehenden Einschränkungen nach
und nach aufgehoben und durch eine stärkere Ausrichtung auf Marktmechanismen im
Bereich des Wohnungsmarktes ersetzt werden. Den auch von der Motionärin
eingestandenen daraus entstehenden sozialen Härtefällen sollte durch ein
Sozialprogramm Rechnung getragen werden, was die Kritik der Sozialdemokraten
hervorrief, welche darin die Finanzierung individueller Bereicherung durch die
Öffentlichkeit sahen. Aus diesem Grunde forderte Leuenberger (sp, ZH) die generelle
Ablehnung der Motion. Im Sinne des Bundesrates hiess sie der Rat jedoch als Postulat
gut. 46

MOTION
DATUM: 04.10.1990
DIRK STROHMANN

Überwiesen wurde vom Nationalrat mit 72 gegen 63 Stimmen eine Motion Baumberger
(cvp, ZH), welche explizit die Einführung der Marktmiete verlangt. Die SP, die GP und
ein Teil der CVP-Fraktion wehrten sich vergeblich gegen einen Systemwechsel, der ihrer
Meinung nach der Abschaffung des Mieterschutzes gleichkäme und drohten, wie auch
der Mieterverband, mit dem Referendum. Sie beriefen sich auf den Bericht der vom
Bundesrat eingesetzten Studienkommission Marktmiete von 1993, der - ohne eine
Empfehlung abzugeben - davon ausgeht, dass eine Einführung der Marktmiete zu
Preiserhöhungen, insbesondere auch im Altwohnungsbestand, führen würde.
Bundesrat Delamuraz machte sich für eine etappenweise Reform stark, die vor allem
die Vereinfachung des Mieterrechts zum Ziel haben müsse. Eine reine Marktmiete sei
hingegen wirtschaftlich und sozial nicht zu verkraften. Vergeblich sprach er sich für die
Umwandlung der Motion in ein Postulat aus. Die Befürworter der Marktmiete sprachen
sich zur „sozialen Abfederung“ des Systemwechsels für eine staatliche Subjekthilfe
aus. 47

MOTION
DATUM: 09.06.1994
EVA MÜLLER

Die SP wollte die internationale Finanzkrise nutzen, um den staatlichen Einfluss auf den
Wohnungsmarkt auszubauen. Mit einer Motion verlangte sie, mittels Vorschriften über
Refinanzierungsmargen der Banken die Entwicklung der Hypothekarzinsen zu
beeinflussen. Mit einer zweiten Motion forderte sie die Bereitstellung von
Finanzmitteln, um Hauseigentümer und Mieter zu unterstützen, die in einer sich
anbahnenden Wirtschaftskrise ihre Hypotheken resp. ihre Mietzinsen nicht mehr
bezahlen können. Auf Empfehlung des Bundesrates lehnte der Nationalrat beide
Motionen diskussionslos ab. 48

MOTION
DATUM: 08.12.2008
HANS HIRTER
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Raumplanung

Zwei weitere Motionen hinsichtlich des Raumplanungsgesetzes, welche Wiederkehr
(ldu, ZH) im Frühjahr sowie die sozialdemokratische Fraktion (Mo 90.768) im Herbst
letzten Jahres eingereicht hatten und welche den Bundesrat zum Erlass gesetzlicher
Regelungen hinsichtlich des Planungsausgleichs aufforderten, wurden vom Nationalrat
auf Antrag des Bundesrats als Postulate überwiesen. Freilich gelang es Bundesrat Koller
bei der ersten Motion nur mit Mühe und unter der Versicherung, selber im Rahmen der
nächsten Revision des Raumplanungsgesetzes darauf zurückzukommen, den Rat davon
zu überzeugen, die Vorlage nicht in der zwingenden Form zu überweisen. 49

MOTION
DATUM: 31.12.1991
DIRK STROHMANN

Bodenrecht

Die Erklärungen des Bundesrates genügten der sozialdemokratischen Fraktion nicht.
Mittels einer Motion verlangte sie eine Anschlussgesetzgebung an die „Lex Friedrich“
mit gleich wirksamen Bestimmungen wie sie das bestehende Bundesgesetz enthält. Zur
Abstimmung kam der Vorstoss jedoch nicht, da er von Leuba (lp, VD) bekämpft wurde. 50

MOTION
DATUM: 09.10.1992
DIRK STROHMANN

Nachdem die im Rahmen von «Eurolex» (92.057-48) geplante Änderung des
Bundesgesetzes über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland («Lex
Friedrich») durch die Ablehnung des EWR-Vertrages am 6. Dezember 1992 obsolet
geworden war, häuften sich die Vorstösse hinsichtlich einer Revision bzw. Aufhebung
des Gesetzes. Nach der Überweisung einer Motion Vollmer (sp, BE) über
Ersatzvorkehrungen zur Ablösung der «Lex Friedrich», welche auf Antrag des
Bundesrats und mit dem Einverständnis des Motionärs als Postulat überwiesen wurde,
und dem Rückzug einer ähnlichen Motion der sozialdemokratischen Fraktion (92.3117),
hatte sich der Nationalrat am letzten Tag der Herbstsession noch mit vier Motionen –
von Ducret (cvp, GE) (93.3170), Fischer (fdp, AG) (93.3297), Fischer (cvp, LU) (93.3331)
und Comby (fdp, VS) (93.3212) – zu befassen, welche mittels Teilrevisionen eine
Lockerung der bestehenden Gesetzgebung anstrebten. Da alle Motionen von Keller (sd,
BL) bekämpft wurden und dem Rat zudem die Antworten des Bundesrates, der sich
bereit erklärt hatte, die Vorstösse in drei Fällen als Motionen und in einem als Postulat
entgegenzunehmen, nicht vorlagen, wurde die Diskussion verschoben. Die Schweizer
Demokraten warfen die Thematik der «Lex Friedrich» zudem in mehreren Anfragen an
den Bundesrat auf, wobei Stalder (sd, BE) gar indirekt mit dem Referendum gegen eine
liberalisierte Gesetzgebung über den Immobilienerwerb von Ausländern drohte
(93.5257). 51

MOTION
DATUM: 13.12.1993
DIRK STROHMANN

Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Weitergehende Forderungen erhoben insbesondere die Umweltorganisationen. Zur
Popularisierung ihrer Ideen veranstalteten sie am 5. Mai in Bern eine Demonstration
zugunsten des Waldes, an der rund 30 000 Personen teilnahmen. Propagiert wurden
unter anderem, mittels einer Rationierung den Treibstoffverbrauch um die Hälfte zu
senken, sowie den Nationalstrassenbau zu stoppen und die frei werdenden Gelder in
den öffentlichen Verkehr umzulenken. Bei der Debatte über die Regierungsrichtlinien
1983-87 versuchte die SP-Fraktion der Bundesversammlung erfolglos, einen Teil dieser
Forderungen mit einer Motion zum Notprogramm zu erklären und damit den Bundesrat
zu rascherem Handeln zu zwingen. Dagegen vereinbarten die Spitzen der vier
Regierungsparteien, ein gemeinsames Programm zur Rettung des Waldes
vorzubereiten. In ihren Empfehlungen, die sie kurz vor Jahresende veröffentlichten,
wünschten sie von der Exekutive eine schrittweise Verschärfung und Erweiterung der
ergriffenen Massnahmen in den Bereichen Verkehr und Energie: Im wesentlichen wurde
vorgeschlagen, bleifreies Benzin durch eine Differenzierung des Treibstoffzolls zu
begünstigen, die amerikanischen Abgasnormen ab Modelljahr 1988 obligatorisch zu
erklären und bis dahin Fahrzeuge, welche diese bereits erfüllen, steuerlich zu
bevorteilen; das gleiche solle mit Fahrzeugen geschehen, die mit Katalysatoren
ausgerüstet seien. Bei der Heizkostenabrechnung wurde ein Obligatorium für eine
verbrauchsabhängige Ausgestaltung grundsätzlich unterstützt; sodann fanden strengere
Werte für den zulässigen Schwefelgehalt aller Heizölsorten Eingang in das «10-Punkte-
Programm» der Regierungsparteien. 52

MOTION
DATUM: 31.12.1984
CLAUDE LONGCHAMP
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Um einen vollständigen Ausstieg aus der Atomenergie in Erwägung zu ziehen, bedarf es
nach Hans Rutschmann (svp, ZH) möglichst effizienter Verfahren, um auf alternative
Energiequellen zurückgreifen zu können. Aus diesem Grund forderte er in einer Motion
die Aufhebung des Verbandsbeschwerderechts bei Energieprojekten. Eine
ablehnende Antwort erhielt der Motionär vom Bundesrat. Dieser war der Ansicht, dass
das Beschwerderecht in der Vergangenheit mit Mass und meist zu Recht verwendet
worden sei. Wo es ergriffen wurde, habe es selten zur Sistierung eines Projektes
geführt, sondern eher zu dessen Qualitätsverbesserung beigetragen. Der Nationalrat
hingegen nahm das Anliegen in der Sommersession mit 98 zu 87 Stimmen an. Gegen
eine Einschränkung des Verbandsbeschwerderechtes stellten sich die SP, die Grünen
und die BDP. Die CVP zeigte sich gespalten. Die ständerätliche UREK unterbreitete
ihrem Rat infolgedessen eine abgeänderte Version der Motion. Diese sah nicht die
Abschaffung des Beschwerderechtes in Energieprojekten vor, sondern eine Prüfung von
Massnahmen, die sicherstellen würden, dass das Beschwerdeverfahren gegen Anlagen
zur Produktion von Strom mittels erneuerbarer Energien möglichst kurz gehalten
würde. Dies stiess sowohl im Ständerat wie auch im Nationalrat auf Zustimmung und die
Motion wurde mit neuem Wortlaut an den Bundesrat überwiesen. 53

MOTION
DATUM: 06.12.2011
MARLÈNE GERBER

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

In der Sommersession wurden drei Motionen der SP-Fraktion behandelt, welche
verschiedene Massnahmen zur Reduktion der Arbeitslosigkeit vorschlugen. Ein erster
Vorstoss wollte, dass bei einem Stellenabbau durch Restrukturierungen und Fusionen
mindestens vorübergehend Arbeitsverteilungsmodelle zum Zug kommen, welche
Massenkündigungen verhindern; diese Motion wurde auf Antrag des Bundesrates,
welcher die Meinung vertrat, dass sich in diesem Bereich Auflagen mit gesetzlichem
Zwang eher kontraproduktiv auswirken, selbst in Postulatsform mit 71 zu 59 Stimmen
abgelehnt. Ebenso verworfen wurde (mit 78 zu 65 Stimmen, und weil die Fraktion die
vom Bundesrat beantragte Umwandlung in ein Postulat ablehnte) eine Motion, welche
eine Nachbildungsoffensive in dem Sinn verlangte, dass alle Erwachsenen zur
Verstärkung ihrer Arbeitsmarktfähigkeit mit Unterstützung von Bund und Kantonen die
Schul- und Ausbildungsabschlüsse der Sekundarstufe I und II sollten nachholen können.
Nur als Postulat angenommen wurde mit Zustimmung der Motionäre der dritte
Vorstoss, welcher anregte, mit Geldern der Arbeitslosenversicherung solle ein
Weiterbildungsurlaub für fest angestellte Personen gewährt werden, sofern der
beurlaubte Mitarbeitende von einer erwerbslosen Person ersetzt wird. 54

MOTION
DATUM: 16.06.1999
MARIANNE BENTELI

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Als wichtigste Sofortmassnahme zur Eindämmung der Kostensteigerung schlug eine
Arbeitsgruppe der SP die Einführung von befristeten Globalbudgets vor, solange die
jährliche Zunahme der Gesundheitskosten über dem Wachstum der allgemeinen Lohn-
und Preisentwicklung liegt. Dabei würden die Leistungserbringer, für die der Bund ein
bestimmtes Vergütungsvolumen festlegt, gemeinsam die Aufteilung des
Gesamtbetrages regeln und die Auszahlung einer geeigneten Institution übertragen. In
diesem Sinn reichte Nationalrat Cavalli (TI) eine Motion ein, welche als Postulat
überwiesen wurde. Gemäss der SP sollte inskünftig die Zulassung von Ärzten von einem
Bedarfsnachweis abhängig gemacht werden. Bei den Medikamenten müssten die
Leistungserbringer verpflichtet werden, anstelle der teuren Originalpräparate die
kostengünstigeren Generika abzugeben. 55

MOTION
DATUM: 10.10.1997
MARIANNE BENTELI

Eine Motion der SP, welche den Bundesrat beauftragen wollte, eine umfassende
Reform des schweizerischen Gesundheitswesens einzuleiten, lehnte der Nationalrat
mit 128 zu 25 Stimmen klar ab. Mit der Motion hätten die Ziele einer umfassenden
Gesundheitspolitik und die Aufgabenteilung zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden
neu festgelegt werden sollen. Die SP-Fraktion berief sich damit auf einen Bericht der
OECD über das schweizerische Gesundheitswesen, welcher ergeben hatte, dass dessen
Organisationsstruktur zu komplex sei. Der Bundesrat empfahl die Motion zur

MOTION
DATUM: 16.09.2009
LINDA ROHRER
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Ablehnung, weil er den Schwerpunkt nicht auf eine Änderung der Verfassung setzte,
sondern auf die Optimierung und Konsolidierung des bestehenden Systems. 56

Le Conseil des Etats a rejeté une motion du groupe socialiste adoptée par le Conseil
national en 2009 chargeant le Conseil fédéral d’instaurer une réforme structurelle
globale du système de santé. Les sénateurs ont estimé que le contexte ne justifie plus
les demandes faites dans cet objet en raison notamment du dépôt d’une motion plus
actualisée du groupe PDC (Mo. 09.3801). Le Conseil fédéral a recommandé d’adopter
cette dernière. Toutefois, n’ayant pas été traitée au cours des deux dernières années,
ladite motion a été classée par le Conseil national au cours de l’année sous revue. 57

MOTION
DATUM: 29.09.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Sozialhilfe

Nachdem bereits der Nationalrat Ende 2014 einer Motion der sozialdemokratischen
Fraktion zugestimmt hatte, folgte der Ständerat diesem Votum in der Sommersession
2015. Der SP schwebte vor, eine Strategie zur Reduktion der Abhängigkeit von
Jugendlichen und jungen Erwachsenen von der Sozialhilfe mit dazugehörigem
Masterplan ausarbeiten zu lassen. Hierbei sollten auch allfällige Gesetzesänderungen
nicht ausgeschlossen werden. Auslöser dieses Anstosses waren Erkenntnisse aus einer
Studie zur Sozialhilfe in den Städten, wonach Kinder, Jugendliche und junge
Erwachsene die Altersgruppe ausmachten, die am häufigsten Sozialhilfeleistungen
beziehe. Als Lösungsansatz schlug die SP vor, die Berufsberatung und die Unterstützung
bei der Stellensuche stärker zu fördern. Gleichzeitig wurde auch auf den Kanton Waadt
hingewiesen, dessen Modell «Stipendien statt Sozialhilfe» eventuell als Vorbild für eine
gesamtschweizerische Lösung in Betracht gezogen werden könne.
Der Bundesrat stand der Motion offen gegenüber und beantragte ihre Annahme,
entgegnete jedoch auch, dass er diese Überlegungen in das Nationale Programm zur
Prävention und Bekämpfung von Armut (NAP) integrieren möchte. In diesem NAP seien
die in der Motion skizzierten Ziele bereits recht genau angedacht. So sei beispielsweise
in die Wege geleitet worden, dass die Sozialhilfeleistungen und Stipendien für
Jugendliche besser aufeinander abgestimmt würden und dass ihre Empfängerinnen
und Empfänger beim Übertritt von der Ausbildung in den Arbeitsmarkt besser
unterstützt werden könnten. Auch die SGK-SR stand einstimmig hinter dem Anliegen.
Sie unterstrich aber, dass insbesondere die Zusammenarbeit des Bundes mit den
Kantonen zu bewahren sei, da Letztere schliesslich an der Finanzierung beteiligt sein
würden. Im Plenum war das Geschäft unbestritten. 58

MOTION
DATUM: 09.06.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Sozialversicherungen

Invalidenversicherung (IV)

Da er im Rahmen der 5. IV-Revision ganz gezielt auf den Grundsatz
„Wiedereingliederung vor Rente“ setzen will, unterstützte der Bundesrat eine Motion
der SP-Fraktion, die eine vermehrte Ausrichtung von an Integrationsleistungen
gekoppelten Taggeldern anstatt einer provisorischen Rente verlangt. Beide Kammern
überwiesen die Motion stillschweigend, der Nationalrat nahm zudem ein SP-Postulat
(04.3088) mit der gleichen Stossrichtung an. Ebenfalls im Einverständnis mit dem
Bundesrat hiess der Ständerat eine Motion (04.3201) seiner SGK für eine frühzeitige
Invaliditätsvorbeugung sowie ein Postulat (04.3098) Ory (sp, NE) für eine flexible IV-
Rente gut. 59
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DATUM: 18.06.2004
FLAVIA CARONI
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Krankenversicherung

Les chambres ont adopté une motion du groupe socialiste chargeant le Conseil fédéral
d’uniformiser les financements des prestations LAMal sur la base des mêmes critères
pour les secteurs stationnaire et ambulatoire. Elles ont estimé que cette uniformisation
permet d’éviter des effets pervers comme l’avantage comparatif de rester à l’hôpital au
lieu de séjourner dans un établissement médicosocial (EMS), encourage la mise en
réseau des soins et facilite la simplification et la régulation du système de santé. Le
Conseil national a adopté la motion par 118 voix contre 22, le groupe PDC s’y étant
majoritairement opposé, et le Conseil des Etats l’a acceptée tacitement. 60

MOTION
DATUM: 12.04.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Nach der grossen Kammer im Vorjahr überwies auch der Ständerat gegen den Willen
des Bundesrates eine Motion der Wirtschaftskommission des Nationalrates, die eine
Änderung des AVIG zur Erleichterung der Aufnahme einer selbständigen
Erwerbstätigkeit verlangt. Es geht dabei insbesondere um die Ausdehnung des
Instruments der Bürgschaften. Nur als Postulat angenommen wurde eine ebenfalls vom
Nationalrat gutgeheissene Motion (98.3187) der SP-Fraktion für eine von Bund und
Kantonen unterstützte Nachholbildungsoffensive für Erwachsene. 61

MOTION
DATUM: 20.03.2000
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Vorschläge zu einer aktiven Integrationspolitik kamen in der Debatte über die
Integrationsanstrengungen der ersten und zweiten Einwanderergeneration von der SP-
Fraktion, wobei allerdings nur jene Motion an den Ständerat überwiesen wurde, welche
den Bundesrat beauftragt, in Zusammenarbeit mit den Kantonen einen nationalen
Aktionsplan Integration zu erarbeiten. Insbesondere soll diese Integrationsoffensive die
schulischen und sprachlichen Defizite der Kinder mit Migrationshintergrund beheben
helfen. Für Eltern (insbesondere die Mütter) sollen zudem bedarfsgerechte
Sprachangebote konzipiert werden. Der Bundesrat wies auf Schwierigkeiten in der
Umsetzung hin, da die meisten in die Schweiz einreisenden Jugendlichen dies über den
Familiennachzug aufgrund eines Rechtsanspruchs tun, weshalb man ihnen keine
zwingenden Vorgaben machen könne. Gegen seinen Antrag wurde die Motion mit 105 zu
83 Stimmen angenommen, da sich neben der SP und der GP auch eine knappe Mehrheit
der FDP und eine deutliche Mehrheit der CVP dafür aussprachen. Verworfen wurden
hingegen weitergehende Vorstösse, so etwa die Forderung nach der Schaffung der
Stelle eines eigentlichen Integrationsbeauftragten, nach einer Integrationsvereinbarung
für alle neu einreisenden Ausländerinnen und Ausländer sowie nach an
Integrationsbemühungen gekoppelte Erleichterungen beim Erwerb der
Niederlassungsbewilligung. 62

MOTION
DATUM: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI

Seinerseits hatte der Nationalrat, gegen den Willen des Bundesrates, der auf
Schwierigkeiten bei der Umsetzung verwies, eine Motion der SP-Fraktion gutgeheissen,
welche den Bundesrat beauftragt, in Zusammenarbeit mit den Kantonen einen
nationalen Aktionsplan Integration zu erarbeiten. Insbesondere soll diese
Integrationsoffensive die schulischen und sprachlichen Defizite der Kinder mit
Migrationshintergrund beheben helfen. Für Eltern (insbesondere die Mütter) sollen
zudem bedarfsgerechte Sprachlernangebote konzipiert werden. Obgleich der
Bundesrat auch zwischenzeitlich nicht von seiner Position abgerückt war, wurde die
Motion vom Ständerat mit 26 zu 5 Stimmen angenommen. 63
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Asylpolitik

Une motion du groupe socialiste, défendue en chambre par Carlo Sommaruga (ps, GE)
qui demandait de mettre en place des corridors légaux et sécurisés pour les migrants
et les personnes en fuite, en réaction aux nombreuses morts causées par la traversée
de la Méditerranée, a été refusée par le Conseil national. Si les images de naufrages de
l'été 2015 se font plus rares dans les médias, les personnes exilées continuent de
mourir pendant leur fuite, que ce soit en mer, dans le désert ou dans les camps en
Lybie. Fort de ce constat, le groupe socialiste demande donc au Conseil fédéral qu'il
approche l'Union européenne afin de mettre en place des voies sûres pour l'Europe. Le
Conseil fédéral, représenté lors du débat par Karine Keller-Sutter a d'abord précisé
partager les inquiétudes des motionnaires et s'employer d'ores et déjà à améliorer la
situation. Par exemple, le Conseil fédéral vient en aide aux pays qui ont sur leur sol
d'importants camps de réfugié-e-s, comme l'Ouganda, l'Ethiopie ou le Kenya. De plus,
la Suisse participe à l'élaboration de deux pactes mondiaux de l'ONU portant sur les
migrations. Enfin, le Conseil fédéral rappelle que la Confédération a donné son accord
pour l'accueil de contingents de personnes réfugiées ou a participé à un programme de
relocalisation, ce qui représente 3'500 personnes depuis 2015. Ces efforts semblent
suffisants pour la chambre du peuple, qui rejette la motion socialiste par 127 voix
contre 63 et 1 abstention. Le camp rose-vert a voté unanimement en faveur de l'objet,
tout comme le PLR et l'UDC l'ont refusé. Les autres partis étaient moins univoques: 5
verts'libéraux, 1 PEV et 4 PBD se sont prononcés pour, contrairement au reste de leurs
groupes. 64

MOTION
DATUM: 10.09.2019
SOPHIE GUIGNARD

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Forschung

Das Parlament überwies mehrere Vorstösse zur Gentechnologie-Forschung in der
Landwirtschaft: Diskussionslos billigte der Nationalrat drei Motionen der SP-Fraktion.
Beim Nationalen Forschungsprogramm „Nutzen und Risiken der Freisetzung
gentechnisch veränderter Pflanzen“ verlangte sie geeignete Foren für die Diskussion
der Resultate für interessierte Bevölkerungskreise. Bei der Analyse möglicher
gesundheitlicher Risiken gentechnisch veränderter Pflanzen und Lebensmittel sei die
Entwicklung geeigneter molekularbiologischer Methoden und Forschungsansätze zu
fördern. Schliesslich sollte sich der Bundesrat baldmöglichst für breit angelegte und
umfassende Untersuchungen über innovative Lösungen ohne Gentechnologie in der
Landwirtschaft einsetzen. Der Ständerat unterstützte die beiden ersten Begehren
diskussionslos, das dritte lehnte er ab, weil es den Eindruck erwecke, die traditionelle
Forschung entwickle sich in die falsche Richtung. Auf Zustimmung stiess hingegen eine
Motion Leumann (fdp, LU), welche eine Intensivierung der Ressortforschung im Bereich
des Nebeneinanders von gentechnisch veränderten und gentechnisch nicht
veränderten Pflanzen durch praktische Feldversuche verlangt. 65

MOTION
DATUM: 20.09.2006
MAGDALENA BERNATH

Medien

Presse

Als Reaktion auf den von der SDA im Januar 2018 angekündigten, massiven Stellenabbau
reichten gleich drei Fraktionen Motionen ein, die sich den Erhalt des
demokratierelevanten Agenturjournalismus zum Ziel setzten. Sowohl die Motion der SP
(Mo. 18.3025) als auch diejenige der Grünen (Mo. 18.3114) forderten die Prüfung einer
Möglichkeit zur Schaffung einer Non-Profit-Nachrichtenagentur. Während die Motion
der SP-Fraktion darüber hinaus im angekündigten, neuen Mediengesetz eine finanzielle
Unterstützung der Schweizerischen Depeschenagentur durch den Bund ermöglichen
wollte, verlangte die Grüne Fraktion vom Bundesrat, dass dieser gemeinsam mit der
Eigentümerschaft der SDA eine Zukunftsstrategie zur Sicherstellung der dreisprachigen
Grundversorgung erarbeite. Ferner konkretisierte sie das Modell einer allfälligen nicht-
gewinnorientierten Agentur mit öffentlichem Leistungsauftrag und
Gebührenunterstützung. Eine finanzielle Unterstützung durch den Bund erachtete auch
die BDP als notwendig, wobei ihre Lösung vorsah, den Einsatz der Mittel an Auflagen in
Form einer Leistungsvereinbarung zu knüpfen (Mo. 18.3009). 
Der Bundesrat erteilte allen drei Vorstössen eine negative Antwort. Die SDA sei ein

MOTION
DATUM: 18.04.2018
MARLÈNE GERBER
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privates Unternehmen ohne gesetzlich verankerten Service-public-Auftrag, weswegen
die Einflussnahme durch den Bund beschränkt sei. Ferner sei eine direkte Beteiligung
durch den Bund auch im Hinblick auf die Staatsunabhängigkeit und die freie
Meinungsbildung sehr kritisch zu beurteilen. Die Regierung wies in ihrer Antwort auch
darauf hin, dass zurzeit im Rahmen des neuen Mediengesetzes Möglichkeiten zur
Förderung des Agenturjournalismus geprüft würden. 66

Die Motion der SP-Fraktion (Mo. 18.3025), die als Reaktion auf den massiven
Stellenabbau bei der SDA eingereicht worden war, wurde in der Sommersession 2020
abgeschrieben, da sie nicht innert der festgelegten Frist von zwei Jahren im Parlament
behandelt worden war. Das Anliegen hatte die Möglichkeit einer finanziellen
Unterstützung der SDA durch den Bund basierend auf dem Sprachengesetz gefordert.
In der Zwischenzeit war das geplante neue Mediengesetz, in welchem Möglichkeiten zur
Förderung des Agenturjournalismus hätten geprüft werden sollen, in der
Vernehmlassung gescheitert. Der Bund hatte jedoch mit der SDA zu Beginn des Jahres
2019 eine zweijährige Leistungsvereinbarung abgeschlossen, bei deren Erfüllung die
SDA jährlich maximal CHF 2 Mio. pro Jahr vom Bund erhält. 
Zeitgleich und aus dem selben Grund abgeschrieben wurde eine ähnliche Motion der
Grünen Fraktion (Mo. 18.3114). Diese hätte ferner gefordert, dass die Umwandlung der
SDA in ein unabhängiges Non-Profit-Unternehmen geprüft wird. 67

MOTION
DATUM: 19.06.2020
MARLÈNE GERBER
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